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Satzung des Oranienburger Basketball Verein e.V. 
 
 
§ 1 Name und Sitz 
 
1. Der am 14.05.2011 in Oranienburg gegründete Verein führt den Namen 
„Oranienburger Basketball Verein“ 
 
2. Der Sitz des Vereins ist Oranienburg. 
 
3. Er ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Oranienburg eingetragen und führt den 
Zusatz „e. V.“ 
 
 
§ 2 Zweck des Vereins 
 
1. Der Verein verfolgt ausschließlich und unmittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des 
Abschnitts „Steuerbegünstigte Zwecke“ der Abgabenordnung. Zweck des Vereins ist die 
Förderung des Basketballsports sowie der Jugendarbeit. Die Vereinsmitglieder nehmen am 
regelmäßigen Training und  ggf. an Wettkämpfen teil. 
 
2. Der Verein ist selbstlos tätig; er verfolgt nicht in erster Linie eigenwirtschaftliche Zwecke. 
 
3. Mittel des Vereins dürfen nur für die satzungsgemäßen Zwecke verwendet werden 
(verändert am 14.11.2018). 
 
4. Es darf keine Person durch Ausgaben, die dem Zweck des Vereins fremd sind 
oder durch unverhältnismäßig hohe Vergütung begünstigt werden. 
 
5. Die Betreuung der Sportangebote erfolgt durch sportfachlich vorgebildete 
ÜbungsleiterInnen. 
 
6. Der Verein ist politisch, ethnisch und konfessionell neutral. 
 
 
§ 3 Mitgliedschaft 
 
1. Der Verein besteht aus sportlich aktiven Mitgliedern, passiven Mitgliedern, Mitgliedern 
unter 18 Jahren und – gegebenenfalls – außerordentlichen Mitgliedern und  
Ehrenmitgliedern. 
 
2. Die Voraussetzungen für die Ehrenmitgliedschaft werden in der Ehrenordnung geregelt. 
 
 
§ 4 Erwerb der Mitgliedschaft 
 

1. Mitglied des Vereins kann jede natürliche Person werden. Juristische Personen, wenn 
gemäß § 3 die Mitgliedschaft erlaubt ist. 
 
2. Der Aufnahmeantrag muss schriftlich an den Vorstand des Vereins gerichtet werden. Bei 
Minderjährigen ist die Zustimmung der gesetzlichen Vertreter/in erforderlich. 
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3. Über die Aufnahme entscheidet der Vorstand. Die Ablehnung muss dem Antragsteller 
schriftlich mitgeteilt werden. Gegen eine Ablehnung des Aufnahmeantrages durch den 
Vorstand, die keiner Begründung bedarf, kann der/die AntragstellerIn die 
Mitgliederversammlung anrufen. Diese entscheidet endgültig. 
 
4. Passives Mitglied kann jede natürliche Person werden, die das 18. Lebensjahr vollendet 
hat und die dem Verein angehören will, ohne sich in ihm sportlich zu betätigen. Für die 
Aufnahme gelten die Regeln über die Aufnahme ordentlicher Mitglieder entsprechend. 
 
5. Ehrenmitglied kann auch eine natürliche Person werden, die nicht Mitglied des Vereins ist. 

 
 
§ 5 Beendigung der Mitgliedschaft 
 
1. Die Mitgliedschaft endet durch Austritt, Ausschluss oder Tod. 
 
2. Der Austritt ist dem Vorstand schriftlich zu erklären, bei Minderjährigen durch den 
gesetzlichen Vertreter. Er ist unter Einhaltung einer Frist von drei Monaten zulässig. 
Die Kündigung wird nur wirksam, wenn sämtliche Beitragsverpflichtungen beglichen sind. 
 
3. Ein Mitglied kann aus dem Verein ausgeschlossen werden wegen erheblicher Verletzung 
satzungsgemäßer Verpflichtungen, wegen eines schweren Verstoßes gegen die Interessen 
des Vereins oder wegen groben unsportlichen Verhaltens. 

 Über den Ausschluss entscheidet der Vorstand. Vor der Entscheidung hat er dem Mitglied 

Gelegenheit zu geben, sich mündlich oder schriftlich zu äußern, hierzu ist das Mitglied unter 

Einhaltung einer Mindestfrist von zehn Tagen schriftlich aufzufordern. Die Entscheidung über 

den Ausschluss ist schriftlich zu begründen und dem Mitglied durch eingeschriebenen Brief 

zuzustellen. Gegen die Entscheidung ist die Berufung an die Mitgliederversammlung 

zulässig, sie muss schriftlich und binnen drei Wochen nach Absendung der Entscheidung 

erfolgen. Die Mitgliederversammlung entscheidet endgültig. 

4. Ein Mitglied kann des Weiteren ausgeschlossen werden, wenn es trotz zweimaliger 
schriftlicher Mahnung durch den Vorstand mit der Zahlung von Beiträgen oder Umlagen in 
Höhe von mehr als einem Jahresbeitrag im Rückstand ist. Der Ausschluss kann durch den 
Vorstand erst beschlossen werden, wenn seit Absendung des zweiten Mahnschreibens, das 
den Hinweis auf den Ausschluss zu enthalten hat, drei Monate vergangen sind. 
 
5. Mitglieder, deren Mitgliedschaft erloschen ist, haben keinen Anspruch auf Anteile aus dem 
Vermögen des Vereins. Andere Ansprüche gegen den Verein müssen binnen sechs 
Monaten nach Erlöschen der Mitgliedschaft durch eingeschriebenen Brief geltend gemacht 
und begründet werden. 
 
 
§ 6 Rechte und Pflichten 

1. Mitglieder sind berechtigt, im Rahmen des Vereinszweckes an den Veranstaltungen des 
Vereins teilzunehmen. 
 
2. Jedes Mitglied ist verpflichtet, sich nach der Satzung und den weiteren Ordnungen des 
Vereins zu verhalten. Alle Mitglieder sind zu gegenseitiger Rücksichtnahme und zur 
Einhaltung gemeinsamer Wertvorstellungen verpflichtet. 
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3. Die Mitglieder sind zur Entrichtung von Beiträgen verpflichtet. Die Höhe des Beitrages 
sowie dessen Fälligkeit werden von der Mitgliederversammlung bestimmt. 
 
4. „Jedes aktive Mitglied ist mit Vollendung des 14. Lebensjahres berechtigt an der 
Willensbildung im Verein durch Ausübung des Antrags-, Diskussions-, Stimm- und 
Wahlrechtes auf Mitgliederversammlungen teilzunehmen (angepasst am 14.11.2018). 
 
 
§ 7 Beiträge 
 

1. Der Verein erhebt Mitgliedsbeiträge. Er kann Aufnahmegebühren und Umlagen 
festsetzen. 
 
2. Mitgliedsbeiträge, Aufnahmegebühren und Umlagen, sowie deren Fälligkeit werden von 
der Mitgliederversammlung festgelegt. 
 
3. Alles weitere regelt die Finanz- und Beitragsordnung. 
 
 
§ 8 Geschäftsjahr 
 
1. Das Geschäftsjahr des Vereins ist das Kalenderjahr. 
 
 
§ 9 Organe des Vereins 
 

1. Organe des Vereins sind: 
a) die Mitgliederversammlung 
b) der Vorstand  
c): „der Vereinsbeirat“ (ergänzt am 14.11.2018) 
 
1. Der Verein hat einen Beirat, dessen Größe (maximale Personenzahl) dieser selbst 
bestimmt. Die Mitwirkung im Beirat ist nicht an eine Mitgliedschaft im Verein gebunden. 
Mitglieder des Vereinsvorstands sind für den Beirat ausgeschlossen. 
 
2. Der Beirat wählt aus seiner Mitte für die Dauer einer vom Beirat selbstbestimmten 
Amtszeit eine Vorsitzende oder einen Vorsitzenden. Der Beirat kann sich eine 
Geschäftsordnung geben. 
 
3. Die Mitglieder des Beirates werden durch den Vorstand (des Vereins?) für die Dauer von 
zwei Jahren bestimmt oder vom Beiratsvorsitzenden vorgeschlagen und vom Vorstand 
bestätigt. Eine Wiederwahl ist möglich. Beiratsmitglieder können vor Ablauf ihrer Amtszeit 
durch den Beiratsvorsitzenden oder den Vorstand abberufen werden. 
 
4. Die Tätigkeit im Beirat erfolgt ehrenamtlich. Die Mitglieder des Beirats erhalten keine 
Vergütung oder sonstigen Zuwendungen aus Mitteln des Vereins. 
 
5. Der Beirat versammelt sich mindestens einmal im Jahr.  
 
6. Aufgaben und Rechte des Beirates: 
a. Der Beirat berät den Vorstand in allen wichtigen Fragen des Vereins und unterstützt ihn in 
strategischen und finanziellen Fragen. Er nimmt an den Vorstandssitzungen teil und hat 
grundsätzlich Rederecht. 
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b. Der Beirat hat das Recht den Vorstand zu einzelnen Vorhaben um Stellungnahme zu 
bitten. Der Vorstand ist verpflichtet dieser Bitte nachzukommen. 
c. Der Beirat hat die Pflicht den Vorstand auf Fehlentwicklungen hinzuweisen und ggf. die 
Mitgliederversammlung darüber zu informieren. 
d. Der Beirat hat das Recht, Impulse und Anträge in die Mitgliederversammlung 
einzubringen. e. Der Beirat wirbt für die Ideen und Ziele des Vereins in der Öffentlichkeit. 
 
 
§ 10 Mitgliederversammlung 
 

1. Die Mitgliederversammlung ist das oberste Organ des Vereins. 
 
2. die Mitgliederversammlung ist von dem/der Vorsitzenden, im Verhinderungsfall von 
dem/der stellvertretenden Vorsitzenden, mindestens einmal im Jahr abzuhalten. Die 
Einladung erfolgt unter Angabe der, vom Vorstand festgesetzten, Tagesordnung schriftlich 
mindestens 14 Tage vor der Versammlung. Der Vorstand kann eine außerordentliche 
Mitgliederversammlung einberufen. Der Vorstand hat eine außerordentliche 
Mitgliederversammlung einzuberufen, wenn mindestens 20 % der stimmberechtigten 
Mitglieder dies verlangen. Für die außerordentliche Mitgliederversammlung gelten die 
Einladungsformalien der ordentlichen Mitgliederversammlung. Die Einladung erfolgt durch 
Aushang, und/oder postalisch, per E Mail, bzw. auf der Internetseite des Oranienburger 
Basketball Verein. 
 
3. Jedem Mitglied mit vollendetem 14. Lebensjahr steht eine Stimme zu. Das Stimmrecht ist 
vorab und ausschließlich schriftlich auf eine volljährige, natürliche Person übertragbar. Dies 
gilt allerdings nur, wenn diese Person selbst nicht schon stimmberechtigtes Mitglied des 
Vereins ist oder schon eine Stimme von einem anderen Mitglied übertragen bekommen hat, 
da jeder Person auf der Mitgliederversammlung maximal eine Stimme zusteht. Mitglieder, die 
noch nicht das 14. Lebensjahr vollendet haben, dürfen durch einen Erziehungsberechtigten 
vertreten werden (angepasst am 14.11.2018). 
 
4. Jedes Mitglied kann bis 7 Tage vor der Mitgliederversammlung Anträge zur Ergänzung der 
Tagesordnung schriftlich beim Vorstand einreichen. 
 
5. Die Mitgliederversammlung ist ohne Rücksicht auf die Anzahl der erschienenen 
Mitglieder beschlussfähig. Die Beschlussfähigkeit erlischt, wenn die Teilnahme an der 
laufenden Mitgliederversammlung unter 10% der erschienenen stimmberechtigten Mitglieder 
absinkt. 
 
6. Die Entscheidungen der Mitgliederversammlung werden mit einfacher Mehrheit der 
abgegebenen Stimmen beschlossen. Die Entscheidung über die Auflösung des Vereins 
sowie über Satzungsänderungen sind mit 2/3 – Mehrheit zu fällen. Stimmenthaltungen gelten 
als nicht abgegeben und werden nicht mitgezählt. 
 
7. Anträge zur Mitgliederversammlung können vom Vorstand und von den Mitgliedern 
eingebracht werden. Sie müssen eine Woche vor der Versammlung dem Vorstand schriftlich 
mit Begründung vorliegen. 
 
8. Über die Anträge auf Ergänzung der Tagesordnung, die erst in der Mitgliederversammlung 
gestellt werden, beschließt die Mitgliederversammlung. Zur Annahme des Antrages ist eine 
Mehrheit von drei Viertel der abgegebenen gültigen Stimmen erforderlich. 
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9. Anträge auf Satzungsänderungen müssen unter Benennung des abzuändernden bzw. neu 
zu fassenden Paragraphen im genauen Wortlaut mit der Einladung zur 
Mitgliederversammlung mitgeteilt werden. 
 
10. Über die Mitgliederversammlung ist eine Niederschrift zu fertigen. Sie ist von dem/der 
VersammlungsleiterIn und von dem/der ProtokollführerIn (von der Mitgliederversammlung 
gewählt) zu unterzeichnen. 
 
11. Die Mitgliederversammlung ist insbesondere für die folgenden Angelegenheiten 
zuständig: 
 
a) Genehmigung des vom Vorstand aufgestellten Haushaltsplanes für das nächste 
Kalenderjahr 
b) Feststellung der Jahresrechnung 
c) Entgegennahme des Jahresberichtes des Vorstandes 
d) Entgegennahme des Berichtes der Kassenprüfer 
e) Entlastung des Vorstandes 
f) Beschlussfassung über Satzungsänderungen und Auflösung des Vereins 
g) Wahl des Vorstandes 
h) Wahl von 2 Kassenprüfern 
i) Beschlussfassung über Ordnungen und deren Änderungen 
j) Bildung und Auflösung von Abteilungen 
k) die Abberufung von Vorstandsmitgliedern 
l) Beschlussfassung über und Genehmigung von Erhöhungen von Beiträgen, Gebühren und 
Umlagen 
 
 
§ 11 Vorstand 
 
1. Der Vorstand des Vereins besteht aus: 
a) dem/der Vorsitzenden 
b) dem/der stellvertretenden Vorsitzenden 
c) dem/der KassenwartIn 
d) dem/der JugendwartIn 
e) dem/der SportwartIn 
 
2. Vorstand im Sinne des § 26 BGB sind die erste Vorsitzende/der erste Vorsitzende, die 
stellvertretende Vorsitzende/der stellvertretende Vorsitzende, die Kassenwartin/der 
Kassenwart. Der Verein wird gerichtlich und außergerichtlich durch je zwei der genannten 
drei Vorstandsmitglieder gemeinsam vertreten. In der Regel durch die erste Vorsitzende/den 
ersten Vorsitzenden und die/den KassenwartIn. 
 
3. Der Vorstand wird von der Mitgliederversammlung für die Dauer von vier Jahren gewählt. 
Er bleibt jedoch bis zur Neuwahl im Amt. Wählbar sind nur Vereinsmitglieder, die das 18. 
Lebensjahr vollendet haben. Die Wiederwahl eines Vorstandsmitgliedes ist zulässig.  
 
4. Die Vereinigung mehrerer Vorstandsämter im Sinne des § 26 BGB in einer Person ist 
unzulässig. 
 
5. Der Vorstand führt die Geschäfte des Vereins nach Maßgabe der Satzung und der 
Beschlüsse der Mitgliederversammlung. Der Vorstand fasst seine Beschlüsse mit einfacher 
Mehrheit. Bei Stimmengleichheit entscheidet die Stimme der/des Vorsitzenden, bei 
deren/dessen Abwesenheit die ihrer Vertreterin/seines Vertreters. Der Vorstand ordnet und 
überwacht die Tätigkeit der Abteilungen, er ist berechtigt, für bestimmte Zwecke Ausschüsse 
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einzusetzen. Der Vorstand kann verbindliche Ordnungen erlassen. Über seine Tätigkeit hat 
der Vorstand der Mitgliederversammlung zu berichten. 
 
5. Der/die Vorsitzende, im Verhinderungsfall der/die stellvertretende Vorsitzende, beruft 
und leitet die Sitzung des Vorstandes. 
Er/Sie ist verpflichtet, den Vorstand einzuberufen, wenn es das Vereinsinteresse 
erfordert oder aber wenn dies von der Mehrheit der Vorstandsmitglieder verlangt wird.  
Die Beschlüsse des Vorstands sind zu Beweiszwecken zu protokollieren und vom 
Sitzungsleiter zu unterschreiben.  
Ein Vorstandsbeschluss kann ggf. auf schriftlichem Wege oder fernmündlich gefasst werden, 
wenn alle Vorstandsmitglieder ihre Zustimmung zu der zu beschließenden Regelung 
erklären. 
 
6. Der Vorstand ist beschlussfähig, wenn mindestens 2/3 Vorstandsmitglieder anwesend 
sind. Bei Beschlussfassung entscheidet die einfache Mehrheit der abgegebenen Stimmen. 
 
7. Der Vorstand ist ermächtigt, redaktionelle Änderungen der Satzung vorzunehmen, falls 
das Registergericht die Satzung oder einzelne Bestimmungen beanstandet und anderenfalls 
eine Eintragung nicht erfolgen kann. 
 
8. Sollte das Maß der ehrenamtlichen Tätigkeit nicht mehr zumutbar sein, kann sich der 
Vorstand hauptberuflichen Kräften bedienen. 
 
 
 
§ 12 Kassenprüfung 
 
1. Die ordnungsgemäße Buch- und Kassenführung des Vereins wird regelmäßig 
durch zwei von der Mitgliederversammlung gewählte KassenprüferInnen geprüft. Diese 
erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfungsbericht. 
Die Mitgliederversammlung wählt für die Dauer von einem Jahr zwei Personen zur 
Kassenprüfung. Diese dürfen nicht Mitglied des Vorstandes oder eines von ihm eingesetzten 
Ausschusses sein. Wiederwahl ist zulässig. 
 
2. Die KassenprüferInnen haben die ordnungsgemäße Buch- und Kassenführung des 
Vereins einschließlich der Bücher und Belege mindestens einmal im Geschäftsjahr sachlich 
und rechnerisch zu prüfen und dem Vorstand jeweils schriftlich Bericht zu erstatten. Die 
KassenprüferInnen erstatten der Mitgliederversammlung einen Prüfungsbericht und 
beantragen bei ordnungsgemäßer Führung der Kassengeschäfte die Entlastung der 
Kassenwartin/des Kassenwartes und der übrigen Vorstandsmitglieder. 
 
 
§ 13 Auflösung des Vereins 
 
1. Bei Auflösung des Vereins oder Wegfall seines bisherigen Zweckes, ist das Vermögen zu 
steuerbegünstigten Zwecken zu verwenden. Der künftige Beschluss über die Verwendung 
darf erst nach Einwilligung des Finanzamtes ausgeführt werden 
 
2. Als Liquidatoren werden der/die Vorsitzende und ein/e StellvertreterIn bestellt. 
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§ 14 Inkrafttreten 

Diese veränderte (§ 2 Zweck des Vereins, Abs. 3; § 6, Abs. 4 sowie § 10 

Mitgliederversammlung, Absatz 3) und erweiterte Satzung (§ 9 Organe des Vereins, Abs. 1) 

ist in der vorliegenden Form von der Mitgliederversammlung des Vereins am 14.11.2018 

beschlossen worden und ersetzt damit die Version vom 14.05.2011. Die veränderten und 

ergänzten Punkte sind jeweils mit Datum des Beschlusses kenntlich gemacht. 

 

 

 

 

 

 

Oranienburg, 15.11.2018 

(Ort/Datum) 

Im Namen des Vorstandes 

Jens Runge 

(1. Vorsitzender) 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
Dies ist eine digitale Kopie der Satzung des Oranienburger Basketball Vereins e.V. und 
daher ohne Unterschrift. 


